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Der Bischof von Chur Vitus Huonder und die Erklärung der Menschenrechte Zum Geleit I 
Was ein Oberhirte unter «Gott» versteht Respekt 

, 
Virus Huo1lder. von Benedikt XVI. 

Gnaden noch immer Bischof von Chur 
mit beschränkten Geistesgaben. richtet 
sich in seinen öffentlichen Verlautba­
rungen nicht nur nach dem Kalender 
des IGrchenjahres. Rechtzeitig zum 
Tag der lntemationalen Menschen­
rechte am 10. Dezember fühlte sich 
der Nachfolger des in der Schweiz 
gänzlich unbrauchbar gewordenen Bi­
schofs Wolfgallg Haas, der nun er­
satzweise in Vaduz Erzbischof spielen 
darf, bemüssigt, ein «Hirtenw0l1» zu 
diesem in aller Welt begangenen Ge­
denktag zu publizieren. 

Mit dem Gedenktag wird an die Ent­
stehung der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte erinnert, die am 10. 
Dezember 1948 in Paris von der Gene­
ralversammlung der UNO verab­
schiedet worden ist. 

Wörtlich führt Huollder in seiner Epi­
stel aus: 
,<Die nwdeme Gesellschaft findet in 
der Erklärung der Vereinigten Natio­
nen zu den Menschenrechten von 1948 
eine Grundlage für ein geordnetes Zu­
sammenlebe" der Völker und Natio­
nen. Für viele staatliche Gemeinschaf­
ten ist sie sozusagen die Leitlinie für 
die eigene Gesetzgebung geworden. 
Auch ;n den vielfältigen Beziehungen 
auf nationaler und internationaler 
Ebene berufen sie sich darauf 
Die Kirche nimmt die Menschenrechts­
erklärung tur Kenntnis. Sie misst die 
Aussagen und Forderungen der Kon­
vention 011 der Wahrheit der göttlichen 
Ojfe/Jbanmg. Sie Irebt hervor, dass die 
Menschenrechte mit Blick auf die Wür­
de anzuwenden und zu interpretieren 
sind, welche der Mensch als GOlles 
Schöpfung, aber ebenso als GOlles 
Ebenbild hat. Den Menschenrechten 
voraus geht einher immer eins göttliche 
Recht. Die Menschenrechte stehen Imd 
fallen letztendlich mil dem Respekt vor 
dem Gotlesrecht.» 

Wie aber ist nun ei ne derartige bi­
schöfl iche Äusserung einzuordnen? 

Vitus Huonder meint damit ganz ein­
fach und schlicht, dass sich seiner Auf­
fassung nach die Römisch-katholische 
IGrche das Recht vorbehält, zu ent­
scheiden, ob eine der Aussagen oder 

Forderungen der im Übrigen für niemand 
bindenden Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, von der Kirche akzep­
tiert oder verworfen wird. 

Unbescheidenerweise nimmt HUOflder 
gleichzeitig in Anspruch, was die IGrche 
entscheide, entspreche auch dem Willen 
Gottes. Und somit meint Herr Huonder­
und hier zeigt sich die Beschränktheit sei­
ner geistigen Fähigkeiten -, die gegen 200 
Staaten der Welt, welche die UNO bilden, 
hätten sich dem Willen seiner Kirche un­
terzuordnen . Der Mann lebt ganz offen­
sichtlich noch immer im finstersten Mit­
telalter - und ist deshalb insofern nicht 
ernst zu nehmen. 

In zivilrechtlicher Hinsicht stellt sich so­
mit schlicht die Frage, ob Villls Hllonder 
in dieser Hinsicht als urteilsfabig im Sin­
ne von Art. 16 ZGB anzusehen sei: Wer 
nicht in der Lage ist, vemunftgemäss zu 
reden und zu handeln, riskiert eben, als 
uneilsunfabig betrachtet zu werden. 

Die Glaubensfreiheit 

Huonder fordert sodann in seinem Hir­
tenwort, der Staat oder die Gesellschaft 
müssten aufgrund der Glaubensfreiheit 
darauf verzichten, Sexualkundeunterricht 
in der Schule ohligatorisch für alle Kinder 
vorzuschreiben. Er meint allen Ernstes, 
staatliche Institutionen förderten «auf 
diese Weise eine Erziehung, welche den 
natürlichen Schutz der Sexualität eines 
Menschen, näntlich das Schamgefühl,» 
zerstöre. Deshalb fordert er, Eltern müss­
ten die Möglichkeit haben, für ihre Kinder 
eine Dispensation vom Sexuaikundeullter­
richt in der Sc/wie zu verlangen. 
Es fallt nachgerade auf, dass das Denken 

vor allem solch stockkonservativer Ober­
hinen beinahe Tag und Nacht um mögli­
che Aktivitäten menschlicher Zeugungs­
organe kreist, deren sie sich nach Kir­
chenrecht zu enthalten haben. Dass solch 
unnatürliches Verhalten zu ekklesiogenen 
Neurosen fuhren muss, ist seit langem be­
kannt. 

Für eine deranige Aberration menschli­
chen Denkens noch eine Instanz in An­
spruch nehmen zu wollen, die von derar­
tig in Mitleidenschaft gezogenen Ge­
schöpfen ((Gott» genannt wird, und zu 
verlangen, dass auch andere in dieser Hin­
sicht krank werden, ist schlicht Hybris .• 

Ein ganz wichtiges Menschenrecht ist 
die Glaubensfreiheit. Sie ist in den in­
ternationalen Texten und in den natio­
nalen Verfassungen zu finden. Ihre 
Funktion bestebt vor allem darin, den 
Men ehen zu garantieren, dass sie in 
religiöser Hinsicht glauben dürfen, was 
immer sie wollen. Dies ist eine wichti­
ge Basis zur Sicherung des inneren 
Friedens. 

Diese Garantie bezieht sieb auch dar­
auf, dass Personen, die einem Glauben 
folgen, durchaus auch Wider$inniges, 
Unvernünftiges, Unmögliches glauben 
dürfen. So etwa ist naturwissenschaft­
lich die katholische Lehre von der 
Jungfräulichkeit Marias anIässlich der 
Geburt lesu absoluter Mumpitz. Wer 
so etwas allen Ernstes glaubt, wird in 
Bezug auf diesen Aspekt nicbt von 
Vernunft geleitet. Docb der Respekt 
vor der Glaubensfreiheit gebietet, sol­
ches nicht auszusprechen. 

Unausweichlich aber wird es, dies 
dann klar auszusprechen. wenn sol­
cherart Gläubige den Anspruch erbe­
ben, ihre Auffassung zur Richtschnur 
gesellschaftlicher Entscheidungen zu 
machen und damit in Kauf zu nehmen, 
dass Menschen, welche solchen Dog­
men nicht zustimmen, gezwungen wer­
den, sich ruesen dennoch unterzuord­
nen. Dann ist absolute Respektlosig­
keit gefragt, und zwar im Interesse des 
zweitwichtigsten Grundrechts im Ka­
non der Menschenrechte (nach dem 
Recht auf Leben), der Äusserungsfrei­
heit: Es muss in solchen Fällen gesagt 
werden dürfen. dass jemand - und 
wenn es der Papst, geschweige denn 
der Bischof von Chur, wäre -, der 
daran glaubt, aus einer Jungfrau könne 
etwas Lebendiges herauskriechen, be­
vor etwas hineingekrochen ist, nicht 
alle Tassen ina Schrank hat. 

Die Gesellschaft hat ein hobes Inte­
resse daran, Kinder zu vernünftigen 
Menschen heranzubilden. Das früh­
kindliche Einimpfen religiöser Dog­
men - die der Vernunft oft zuwiderlau­
fen - zerstört einen Teil der Vernunft­
möglichkeiten menschlicher Gehirne, 
wie dies schon Arthur Schopenhauer 
erkannt bat. Für derartiges Tun ist jeg­
licher Respekt fehl am Platz. • 



Die moralische Eignung von Kandidaten flir ein Schweizer Regierungsamt 

Die Rolle der Wachhunde der Demokratie 
In der Geschichte der Wahl von Mit­

gliedern der schweizerischen Regie­
rung, des Bundesrates in Bern, hat sich 
im Dezember 20 II wieder einmal ge­
zeigt, dass eine Regierungspartei die­
ses Landes nicht in der Lage war, die 
moraHsche Eignung eines von ihr vor­
geschlagenen Kandidaten vor der Be­
schlussfassung über die Kandidatur ge­
nügend abzuklären. Dies mit der Fol­
ge, dass wenige Tage nach dessen 
offizieller Nominierung durch die 
Fraktion in der «Weltwoche» zu lesen 
war, dieser Kandidat habe im Rahmen 
der Willensvoll treckung eines Nach­
lasses in einer Art und Weise gehan­
delt, die strafrechtlich zumindest als 
nicht unbedenklich erscheint, obwohl 
er sich in der Folge mit den im zu 
vollstreckenden Testament bedachten 
heiden gemeinnützigen Organisationen 
schliesslich zivilrechtlich geeinigt und 
mit ihnen darüber eine Stillschweige­
vereinbarung abgeschlossen hatte. 

Der Anschein, dieser Politiker habe 
sich aus dem betreffenden Nachlass 
ungebührlich selbst bedienen wollen, 
führte nicht nur dazu, dass der Kandi­

sich deshalb, ob es klug wäre, ausgerech­
net diesen Kandidaten zu wählen. 
Damit wurden dessen Wahlchancen 
nachhaltig zerstön, ob ne dass dies damals 
hinterher gross in die Medien geraten wä-
re. 

Ähnliches ereignete sich im Jahre 1973. 
Auch don ging es um den Kandidaten, 
der von der sich nunmehr «Christlichde­
mokratisch» nennenden KK-Fraktion 
(CVP) aufgestellt worden war. 

Nachdem dessen Name als möglicher 
Kandidat gehandelt wurde, legte der Jour­
nalist Ludwig A. Minelli dessen Frakti­
onspräsidenten ein Dossier über eine Af­
rare vor, in deren Verlauf der mögliche 
Kandidat vor Gericht gestanden hatte. Es 
war ihm vorgeworfen worden. anJässlicb 
einer Wahl im Kanton Tessin einem 
Bootsvermieter, von dem bekannt war, 
dass er der freisinnigen Partei angehört, 
zu verstehen gegeben habe, er sollte sich 
während der Zeit des Wahlganges verdrü­
cken und so an der Wahl nicht teilneh-
meß, wenn er nicht riskieren wolle, dass 
er in seiner Eigenschaft als Gerneindeprä­
sident von Muralto ihm dessen Konzessi­
on als Bootsvermieter nicht mehr emeue-

Ist Wahlhestechung «.Folklore»? 

dat das Handtuch werfen musste. Er re. 
muss allenfalls auch in Kauf nehmen, 
deswegen noch einem Strafverfahren 
wegen einer Reihe strafrechtlicher De­ Im Strafprozess um diese Anklage we­

gen Wahlbestechung war zwar der Politi­
ker 1962 vollständig freigesprochen wor­
den. Doch Millelli konnte nachweisen, 
dass der Politiker damals von seinem 
Anwalt - einem bereits 1950 gescheiter­
ten Tessiner KK-Bundesratskandidaten -

likte unterworfen zu werden. 
Hätte der Semer Bundeshausjourna­

list Urs Paul ElIgeier diese Story nicht 
recherchiert und veröffentlicht, wäre 
die Vereinigte Bundesversammlung, 
welche Mitglieder des Bundesrates zu 
wählen hat, dem Risiko ausgesetzt ge­
wesen, möglicherwei e einen Kandida­
ten zu wählen, dessen moralische Eig­
nung ftir ein Regierungsamt zumindest 
fragwürdig gewesen wäre. 

Ein Fehler des Systems 

Dass solcherlei immer mal wieder im 
Politbetrieb unter der Berner Bundes­
hauskuppel vorkommt, ist auf einen 
bemerkenswerten Fehler des schweize­
rischen politischen Systems zurückzu­
führen: Meist ist der Zeitraum, inner­
halb dessen die Parteien ihre Kandida­
ten für einen der sieben Ministerpnsten 
in der Bundesregierung vorschlagen 
können, verhältni mässig kurz, und die 
Zeit zwischen Bekanntgabe von Kan­
didaten und Wahl tag noch viel kürzer. 

Beispielsweise verkündete die dama­
lige katholisch-konservative Fraktion 
der Bundesversammlung ihren offi­
ziellen Kandidaten für die Ersatzwahl 
in den Bundesrat arn 22. Dezember 
1953 gerade mal einen Tag vorher! 
Prompt intervenierte damals gleichen­
tags der Journalist Dr. Fritz Heber/eill 
mit zwei Artikeln in Ausgaben der 
Basler «National-Zeitung». Er berich­
tete von einem internationalen Skan­
dal, in welchem Bestechungsgelder 
über die vom Kandidaten geführte 
Privatbank gelaufen seien. Es frage 

mit dem Argument verteidigt worden war, 
Wahlbestechung gehöre im Tessin zur 
Folklore, und man solle so etwas nicht vor 
Gericht bringen, sonst schade man dem 
Ansehen der Justiz. Ausserdem habe der 
Politiker im Rahmen eines Vergleiches 
mit dem Bootsvermieter cliesem eine 
Summe als Schadenersatz bezahlt, dar­
über aber Stillschweigen vereinbart. 

Kein Wunder, hatte der Kandidat in der 
Wahl keinerlei Chance mehr. 

Erstaunlich war allerdings, dass dessen 
Fraktion trotz voller Kenntois jenes Dos­
siers den «Kandidaten mit Risiken» auf 
den Schild erhoben batte. Millelli hatte 
noch versucht, sich mit einem Scbreiben 
an sämtliche Mitglieder der Bundesver­
sammlung zu wenden. Doch das Ratssek­
retariat lehnte die Verteilung des Briefes 
durch die Ratsweibel mit dem Argument 
ab, die Verteilung eines solchen Briefes 
weniger als 48 Stunden vor der Wahl sei 
mit den Regeln einer fairen politischen 
Auseinandersetzung nicht vereinbar. 

Mill elli konterte diese Haltung dadurch, 
indem er die Briefe wenige Dutzend Me­
ter vom Ratssaal entfernt dem dortigen 
Bundeshaus-Postamt übergab, so dass die 
Weibel die Briefe schliesslich als Post­
sendung zu verteilen gezwungen waren. 
Zudem war damit unausweichlich gewor­
den, dass diese Risiken auch in der Presse 
bekannt gemacht werden mussten. 

Zwar wurde der Kandidnt nicht ge­
wählt. Heftige öffentl iche Haue jedoch 
hatte vor allem Minelli einzustecken: 

Der damalige CVP-Generalsekretät 
Urs C. Reinlrardt fUhrte im CVP-Pres­
sedienst nach der gescheiterten Wahl -
bei welcher auch zwei andere «offi­
zielle» Kandidaten unterlegen waren 
-. unter anderem aus, die zu früh 
erfolgte Nomination der Kandidaten 
sei von einer «bestimmten Sorte von 
Leuten aus Politik und Publizistilo> 
dazu benutzt worden, um das Palaver­
Klima «liebevoll» zu hegen und anzu­
heizen. Das seien diejenigen Leute 
gewesen, die «politische Transparenz 
fordern und Strip-Tease meinen, die 
von harter Kritik reden und ans , Kil­
len' denken, die nach ,echten' Wahlen 
schreien und darunter jedenfalls die 
Nichtwah.1 offizieller Kandidaten ver­
stehen, die Sauberkeit, Rechtsstaat­
lichkeit und Demokratie predigen, sich 
aber wie Spitzbuben an jeder demo­
kratischen Verfahrensregel und legi­
timen Ordnungskompetenz abreiben zu 
sollen glauben». 

Der CVP-General trat gar daflir ein, 
dass die Kandidaten für die Landesre­
gierung deshalb inskünftig so kurz wie 
nur möglich vor dem Wahlgang nomi­
nien werden. Denn jeder offizielle 
Kandidat laufe Gefahr, «von den ver­
einigten Hyänen und Mistkäfern aus 
Politik und Publizistik zur Strecke 
gebracht zu werden». 

Frühere Durchleuchtung nötig? 

Wäre allenfalls eine weit frühere 
Durchleuchtung von Personen nötig, 
die nach einem öffentlichen Amt stre­
ben? In allen Fällen, die hier darge­
stellt worden sind - 1953, 1973 und 
2011 - handelte es sich um Kandida­
ten, die schon lange zuvor als Politiker 
ins Parlament gewählt worden waren, 
so dass durchaus Grund hätte bestehen 
können. sie schon an lässlich einer ihrer 
Parlarnentskandidaturen unter die Lupe 
zu nehmen. Doch die Empfindlichkeit 
in Bezug auf denkbare moralische 
Defizite ist bei der Wahl von Parla­
mentariern weit geringer, als wenn es 
um Regierungsmitglieder geht. 

So wird denn wohl auch in Zukunft 
der eine oder andere Journalist im 
Vorfeld einer Bundesratswahl das un­
dankbare Amt eines Wachhunds der 
Demokratie auf sich nehmen und je­
weils noch rechtzeitig bellen, auf dass 
nicht moralisch fragwürdige Figuren in 
die Regierung gewählt werden_ Wer­
den nämlich erst nach einer WaltJ 
durch das Parlament derartige Vorwür­
fe laut, würde dies zu einer nachhalti­
gen Beschädigung des Amtes, nicht 
nur eines Kandidaten führen. 

Vermeiden können dies nur die Kan­
didaten selbst. indem sie - wenn sie 
noch eine Leiche im Keller liegen 
baben - darauf verzicbten, das hohe 
Ami anzustreben. Selbst wenn sie 
einem grossen Manitu ihrer Panei aus 
irgendwe1chen geheimen Gründen in 
besonderem Masse verpflichtet sind .• 



Die Seite von DIGNITAS - Menschenwürdig leben - Menschenwürdig sterben 

DIGNITAS als Lebenshilfe-Organisation 
Auf Einladung der in Freiburg im 

Breisgau wirkenden Akademie für 
Weiterbildung «Waldhof» sprach vor 
kurzem der Generalsekretär von 010-
NITAs-Schweiz und Erste Vorsitzende 
von DIONlTAS-Deutschland, Ludwig A. 
Minelli, zum Thema «Die Würde des 
Menschen ist unantastbar - im Leben 
wie im Sterben». Dabei fuhne er unter 
anderem aus: 
«Der Verein mit dem vollen Namen 
«DIGNITAS - Menschenwürdig leben -
Menschenwürdig sterben» in der 
Schweiz wurde am 17. Mai 1998 ge­
gründet und beSIeht somit seit mehr als 
dreizehneinhalb lahren.. In dieser Zeit 
hat DIGNrrAS nach zuverlässigen Schät­
zungen etwa 30'000 bis 40'000 Men­
schen. die ihr Leben beetuien wollten 
und sich deshalb an DIGNffAS gewandt 
hallelI, zum Weiterleben geholfen, und 
zwar meist Nicht-Mitgliedern. und ohne 
jede finanzielle Entschädigung. Diese 
Hilfe etfolgte im Laufe von Diskus­
sionen über das Problem oder die 
Probleme, welche sie hatten suizidal 
werden lassen und in deren Verlauf 
dafür Lösungen gefunden werden 
konnten. In derselben Zeitspanne hat 
DIGNrrAS lediglich etwas mehr als 
1'150 Personen geholfen, ihr Leben 
sicher, risiko- lind schmerzfrei und 
zumeist in Anwesenheit VOn Angehöri­
gen oder Freunden zu beenden. DIGN/· 
TAS ist somit in erster Linie eine Le­
benshilfe-Organisation, und nur in 
sehr viel geringerem Unzfange eine 
Sterbehilfe-Organisation. 
Weder ist DIGNITAS eine Klinik, noch 
besitzt DIGNITAS eine Klinik. Eine Kli­
nik verfügt über Ärzte. Pjlegepersonal. 
Labor. Das alles gibt es bei DIGNrrAS 
nicht. 
DIGNITAS ist in der Schweiz ein kleiner 
Verein, der es sich auf die Fahnen ge­
schrieben hat, Menschen, die sich in 
einer sehr schwierigen LLlge befinden, 
zu helfen. Dabei steht entsprechend 
dem Vereinsnarnen der Aspekt des 
menschenwürdigen Lebens im Vorder­
grund. Zeigt es sich jedoch, dass nach 
Auffassung eines Menschen für ihn 
menschenwürdiges Leben nicht mehr 
geWährleistet werden kann, hilft DIGNI. 
TAS solchen Menschen, ihr Leben. in 
menschenwürdiger Art und Weise 
beerulen zu können, sofen! dies nach 
dem Recht der Schweiz möglich ist. 
D1GNITAS ist aber auch ein deutscher 
Verein mit Sitz in Hannover. Dieser 
wllrde am 26. September 2005 auf 
Initiative einer Reihe deutscher Bürge­
rinnen und Bürger gegründet, und 
zwar mit dem Ziel, die Ideen VOll DIG­
NITAs-Sclnveiz auch auf Deutschland zu 
übertragen. » 
Minelli wies dann darauf hin, dass 

jene Politiker, welcbe sich gegen eine 
Hilfe in Form eines begleiteten Suizids 
wenden und sieb dabei darauf berufen. 
der Staat müsse Leben schützen, dieses 

Argument lediglich als Ausrede benützen. 
Tatsächlieb jedoch kümmerten sich diese 
Leute keinen Deut darum, dass gemäss 
einer Auskunft der schweizerischen Bun­
desregierung in der Scbweiz jedes Jahr 
mit bis zu 6TOOO Suizidversucben ge­
rechnel werden müsse. Es fehle in der 
Schweiz - wie sonstwo - an einer Suizid­
versuchs-Prophylaxe, deren Ziel es sein 
müsste, diese erschreckenden Zahlen. 
nämlich bis zum Fünfzigfachen der fest­
gestellten jährlichen «gelungenen» Suizi­
de, zu verringern. Zur existierenden Sui­
zid-Prophylaxe führte er aus: 
«Sie besteht hallptsächlich darin. den 
Zugang zu Sllizidmitteln zu beschränken, 
Absperrungen oder SicherheitsmassIlah­
men an Brücken anzubringen, wut der­
gleichen mehr, sowie im Einsperren von 
Suizidalen in psychiatrischen Kliniken. 
Diese Massnahmen beziehen sich aber 
nllr gerade auf etwa den fiinftigsten Teil 
der Menschen, die jedes Jahr versuchen, 
sich das Leben zu nehmen. Dem entspre­
chend bleibt ihre WirklIng ungleich ge­
ringfügiger, als es eine wirkliche Suizid­
versuchs-Prophylaxe leisten könnte. 
Die Tätigkeit von DIGNrrAS entspricht 
unserer Vorstellung VOll Suizidversllchs­
Vermeidungs- Vorkehren. Wer Suizidver­
suche vemzeiden will, muss paradoxer­
weise zuallererst bereit sein, den Suizid 
als menschliche Möglichkeit, das eigene 
Leben zu beenden, voLL zu akzeptieren. 
Das heisst: Das Suizid-Tabu muss radikal 
beseitigt werden. Ein Mensch, der an Sui­
zid denkt, muss damit die Möglichkeit 
haben, sich mit anderen dnriiber angstfrei 
zu unterhalten. Das ist heute nicht der 
Fall. Heute muss er damit rechnen, allein 
schon solcher Gedanken wegen in eine 
psychiatrische AllSlalt eingewiesen zu 
werden. Oder bei Nahes/ehenden auf Un­
verständnis lind Ablehnung zu stoßen. 
Hier liegt der Knackpunkt! 
Doch da die Evolution dem Menschen 
Bewusstsein geschenkt hat, gehört die 
freiwillige Beendigung des eigenen Le­
bens zum menschlich möglichen Hand­
hmgsrepertoire. 
Das bedeutet: Es knnn in erster Linie 
nicht darum gehen, jeden Menschen, der 
einen Suizid plant, davon abzuhalten oder 
ihm eine solche Idee auszureden oder ihn 
durch Entzug der Freiheit daran zu hin­
dern, einen Suizid auszuführen. Es Iwnn 
nur, aber immerhinl darum gehen, mit 
einern. suizidal gewordenen Menschen 
über dessen Idee zu reden und ihm anzu­
bieten, mit ihm zusammen sorgfältig zu 
untersuchen, ob seine Idee die für seine 
Lage richtige wsung ist, oder ob es nicht 
eine bessere wsung gibt - nämlich eine 
wsung zum Leben hin. 
Zeigt sich dann im Gefolge dieser ge­
meinsamen Anstrengung, dass eine solch 
bessere wsung besteht, darf in den. meis­
ten Fällen damit gerechnet werden, dass 
der betroffene Mensch diese bessere Lö­
sung wählt und somit die Idee des Suizids 
aufgeben kann. Wir dürfen ja annehmen, 

dass jeder Me/lSch eigentlich leben 
will. ja, möglicllSt lange gut leben -
zumindest so lange seine Lebensquali­
tät seinen Ansprüchen genügt. 
Ergibt sich jedoch, dass tatsächlich die 
Beendigung des Lebens aus der Sicht 
des oder der Betroffenen die beste 
Lösung ist, dann trifft uns die Pjlicht, 
diesen Menschen in dieser l..lJge nicht 
allein zu lassen und Um auf sich selbst 
gestellt den gewaltigen Risiken einsa­
mer Suizidversuche auszusetzen. Dann 
gilt, dass wir das selbstbestimmte 
Sterbenwollen respektieren und auf 
diese Weise diesen Menschen in seiner 
Würde so annehmen müssen. wie dies 
seinem Willen entspricht. Würde be­
deutet nämlich in erster Linie den An­
spntch, ernst genommen zu werden, 
nicht bevonnundet V i werden, nicht 
genötigt zu werden, kurz: Akzeptierung 
des Willens des einzelnen Individuums. 
Dem emsprechend hat der Europäi­
sche Gerichtshof für Menschenrechte 
in Strassburg am 20. Januar 2011 in 
seinem Urteil in der Sache Haas gegen 
die Schweiz wörtlich erklärt: 

«[rn Lichte dieser Rechtsprechung 
hält der Gerichtsbof dafür, dass das 
Recht eines Individuums, zu ent­
scheiden. auf welche Weise und in 
welchem Zeitpunkt sein Leben been­
det werden soll, sofern es in der Lage 
ist. seine diesbezügliche Meinung frei 
zu bilden und dem entsprechend zu 
handeln, einen der Aspekte des Rechts 
auf Achtung des Privatlebens im Sin­
ne von Artikel 8 der Konvention dar­
stellt.» 

DamiT hat die höchsle Gerichtsinstanz 
im Europarat, welcher 47 europäische 
Staaten umfasst (alle außer WeißnIss­
land und dem Vatikanstaat), allsdrück­
lieh ein Recht auf oder eine Freiheit 
zum Suizid anerkannt. 
Damit ist auch eine Rechtsauffassung 
des deutschen Bwuiesgerichtshofes 
(BGH) obsolet geworden, die sich 
1954 in einem Urteil niedergeschlagen 
hat. Dort war der Grosse Strafsenat 
des BGH der Meinung, jeder Suizid­
versuch müsse ohne Rücksicht auf den 
allfällig tatsächlichen Sterbewillen ei­
nes SIIizidenten als Unglücksfall an­
gesehen werden, was slets zur Ret­
tungspjlicht führe. Sobald ein Suizident 
einmal bewusstlos geworden sei, spiele 
sein eigentlicher Wille absolut keine 
Rolle mehr. 
Wir haben somit auszugehen vom mün­
digen Bürger, und wir dürfen uns nicht 
scheuen, mit ihm ZUsanU1len über ein 
Thema zu reden, das unangenehm ist, 
nämlich vom Sterben lind vom Tod, 
lind wir müssen akzeptieren, wenn er 
sichfiir das Sterben entscheidet. 
Unsere Bereitschaft, darüber mit an­
deren offen zu reden, schaJft erst die 
Möglichkeit, auch mit einem suizidal 
gewordenen Menschen in ein vernünf­
tiges Gespräch zu kommen und ihm so 
die Chance zu eröffnen, sein Problem 
rational anzugehen. Denn nur so fühlt 
er sich ernst gelwmmen: Man spricht 
mit einander auf Augenhöhe. • 




